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aber auch der nötige politische Rückhalt. Wo Mitglieder 
der Polizei selbst zur Gefahr für den demokratischen 
Rechtsstaat werden, muss konsequent eingeschritten 
werden; wo sie zu Unrecht bei der Ausübung ihrer Auf -
gaben angegriffen oder unter Generalverdacht gestellt 
werden, haben sie Anspruch auf die Solidarität der Politik. 

Verteidigung der Meinungsfreiheit und  
Abwehr systematischer Desinformation
Die Gegner der Demokratie berufen sich in der Regel 
auf die Rechte, die ihnen die Demokratie einräumt, 
insbesondere auf die Meinungsfreiheit. Tatsächlich ist 
die Freiheit der Andersdenkenden ein Wesensmerkmal 
liberaler Demokratien. Dazu gehört auch die Freiheit, 
die bestehende politische und wirtschaftliche Ordnung 
infrage zu stellen. Der öffentliche Meinungsstreit soll nicht 
beschnitten werden, soweit er die Grenze zu Straftaten 
(Beleidigung, Volksverhetzung) nicht überschreitet. 
Diese Grenze hat das BVerfG in zahlreichen Urteilen 
�“�•�¡�•�Œ�–�ˆ���‡�ˆ�b�‘�Œ�ˆ�•�—����

Eine neue Herausforderung für die Demokratie bilden 
Propagandanetzwerke autoritärer Staaten, die unter 
Berufung auf die Pressefreiheit systematische Des-
information und Manipulation der öffentlichen Meinung 
betreiben. Hier würde es helfen, die Grenze zwischen 
Journalismus und Propaganda klarer zu markieren. 
Zudem sollten die staatlichen Mittel für die Aufdeckung 
von Desinformationskampagnen und die Richtigstellung 
von „Fake News“ erhöht werden. Diese Aufgabe sollte 
allerdings vornehmlich von unabhängigen gesellschaft -
lichen Institutionen wahrgenommen werden. Es ist nicht 
Aufgabe der Exekutive, über den Wahrheitsgehalt von 
Informationen zu richten. 

 
3.4.3 Politische  
Bildung

Schulen müssen als demokratische Lernorte gestärkt 
werden. „Demokratie lernen“ bedeutet mehr als reine 
Wissensvermittlung im Sinne traditioneller Staats-
bürgerkunde. Es geht vor allem um das Einüben aktiver 

Beteiligung und eines zivilen Umgangs mit divergie renden 
Interessen und Meinungen. Politische Bildung im Sinne 
von „Demokratie lernen“ (nicht zu verwechseln mit 
dem Einimpfen bestimmter politischer Über zeugungen) 
muss bereits im Kindergarten und in der Schule begin -
nen und für Erwachsene weitergeführt werden. In die-
sem Zusammenhang sollte geprüft werden, wie das 
baden-württembergische Bildungszeitgesetz verstärkt 
für demokratische Bildung genutzt werden kann.

 
3.4.4 Kommunale Selbstverwaltung  
und aktive Bürgergesellschaft

Gelebte Demokratie ist die beste Versicherung gegen 
politischen und religiösen Extremismus. Sie lässt sich 
vor allem auf kommunaler Ebene verwirklichen. Auch 
deshalb muss die kommunale Selbstverwaltung als 
„Wiege der Demokratie“ gestärkt werden. Gleiches gilt 
für die vielfältigen Aktivitäten einer aktiven Bürger-
gesellschaft, die sich selbstbewusst an den öffentlichen 
Angelegenheiten beteiligt. Bürgerbewegungen sind 
nicht per se gegen Extremismus immun. Oft vertreten 
sie auch nur partikulare Interessen mit besonderer 
Vehemenz. Sie sind dennoch unverzichtbare Lernorte für 
demokratisches Handeln und politische Mitbestimmung  
(  4.3 Herausforderung: Demokratische Partizipa tion 
auf kommunaler Ebene, S. 90).

Kapitel 3 Innere Sicherheit

Kapitel 4:  Öffentliche Institutionen  
und aktive Bürgergesellschaft
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Abb. 15: Nettoinvestitionen des Staates

Nettoanlageinvestitionen der öffentlichen Hand in Deutschland, 
���Œ�†�‹�—�š�’�‹�‘�…�„�˜�—�ˆ�‘�����•�ˆ�š�������•�ˆ�Œ�–�ˆ���0���•�‡�����`�1

�
�•�„�˜�ˆ�����ˆ�•�ˆ�Œ�†�‹�ˆ�������ˆ�•�ˆ�–�–�Œ�’�‘�ˆ�‘���Œ�‘�����ˆ�˜�—�–�†�‹�•�„�‘�‡���‘�„�†�‹�����ˆ�b�‘�Œ�—�Œ�’�‘���‡�ˆ�–����������

Quelle: Destatis | @KeineWunder | www.weitwinkelsubjektiv.com | Stand: 27.02.2019
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Abb. 17: Öffentliche Investitionen in Verkehrswege  
in Deutschland (in Milliarden Euro) 
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Abb. 18: Wahlbeteiligung bei Kommunalwahlen 
(Baden-Württemberg), in Prozent

1994 1999 2004 2009

Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
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